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Auszüge aus den Landesgesetzen bzgl. Anforderung an die 
Barrierefreiheit 

NÖ - Bauordnung § 46 Barrierefreiheit 
(1) Die Bestimmungen über die barrierefreie Gestaltung gelten für Bauwerke oder Teile davon mit folgendem 

Verwendungszweck: 

1. Dienststellen der Gebietskörperschaften mit Parteienverkehr 
2. Schulen, Kindergarten und Volksbildungseinrichtungen 
3. Ordinationen, Kranken- und Kuranstalten, Pensionisten- und Pflegeheime, Apotheken 

4. Einrichtungen für Sozialversicherungen, Sozialhilfe, Jugendwohlfahrt und andere Formen der 
Daseinsvorsorge 

5. Einrichtungen für den öffentlichen Verkehr, öffentliche Toiletten 
6. Gebäude fur Menschenansammlungen von mehr als 120 Personen 
7. Banken, Handelsbetriebe mit einer Verkaufsflache von mehr als 750 m2 
8. Gebäude mit mehr als 2 Wohnungen, ausgenommen Reihenhäuser. 

(2) Bauwerke gemäß Abs. 1 Z 1 müssen einen Raum haben, der für Menschen mit eingeschränkter Mobilität 
ohne besondere Schwierigkeiten (barrierefrei) zu erreichen ist. 

(3) Die für Schüler, Patienten, Benutzer, Besucher oder Kunden bestimmten Räume in Bauwerken gemäß Abs. 
1 Z 2 bis 7 müssen auch von Menschen mit eingeschränkter Mobilität benutzt werden können. 

(4) Wohngebäude gemäß Abs. 1 Z 8 müssen über einen Eingang - nach Möglichkeit über den Haupteingang – 
sowie weiters alle Wohnungen barrierefrei erreichbar sein. Die Wohnungen selbst sind so zu planen und 
auszufuhren, dass gegebenenfalls deren Eingang und die Sanitärräume mit minimalem Aufwand 
barrierefrei ausgestaltet werden können (anpassbarer Wohnbau). 

(5) Für Zubauten (in vertikaler Richtung) und Abänderungen von Bauwerken gelten die Bestimmungen über die 
barrierefreie Gestaltung von Bauwerken insoweit nicht, als unverhältnismäßige Mehrkosten entstehen 
wurden. 

(6) Werden Personenaufzüge errichtet, muss bei den in Abs. 1 genannten Bauwerken jedes Geschoß und jede 
Wohnung über zumindest einen barrierefrei ausgeführten Personenaufzug erreichbar sein. In bestehende 
Gebäude nachträglich eingebaute Personenaufzuge sind nur insofern barrierefrei auszufuhren, als dies 
technisch und wirtschaftlich nicht mit unverhältnismäßigem Aufwand verbunden ist.  

Tirol - Technische Bauvorschriften § 30 Barrierefreiheit 
(1) Gebäude oder Teile von Gebäuden, 

a) die öffentlichen Zwecken, wie der Unterbringung von Ämtern, Behörden und dergleichen, dienen, 
b) die Bildungszwecken dienen, wie Kindergärten, Schulen, Hochschulen, 

Erwachsenenbildungseinrichtungen und dergleichen, 

c) in denen Handelsbetriebe, Geldinstitute, Gesundheits- und Sozialeinrichtungen, Arztpraxen, Apotheken 
und dergleichen untergebracht sind, 

d) in denen öffentliche Toiletten untergebracht sind,  

e) die sonst allgemein zugänglich und für mindestens 50 Besucher oder Kunden bestimmt sind, 
f)  die Wohnanlagen sind, ausgenommen Reihenhäuser, 
müssen derart barrierefrei geplant und ausgeführt sein, dass die für die Besucher bzw. Kunden 
bestimmten Teile auch für Kinder sowie für ältere Menschen und Menschen mit Behinderung gefahrlos 
und möglichst ohne fremde Hilfe zugänglich sind. 

(2) Abs. 1 gilt auch für sonstige bauliche Anlagen, die allgemein zugänglich und für mindestens 50 Besucher 
oder Kunden ausgelegt sind. 
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(3) Zur Erfüllung der Anforderungen nach Abs. 1 müssen insbesondere 

a) mindestens ein Eingang, und zwar der Haupteingang oder ein Eingang in dessen unmittelbarer Nähe, 
stufenlos erreichbar sein, 

b) im Bereich von Verbindungswegen Stufen, Schwellen und ähnliche Hindernisse möglichst vermieden 
werden; unvermeidbare Niveauunterschiede sind durch Rampen oder Hebeanlagen nach § 2 Abs. 1 lit. 
a oder b, 3 oder 6 des Tiroler Aufzugs- und Hebeanlagengesetzes 2012, zu überwinden oder 
auszugleichen, 

c) Türen und Gänge die notwendigen Mindestbreiten aufweisen, 
d) eine dem jeweiligen Verwendungszweck entsprechende Anzahl von behindertengerechten 

Sanitärräumen vorhanden sein. 

(4) Wohnungen in Wohnanlagen, ausgenommen Reihenhäuser, müssen nach den Grundsätzen des 
anpassbaren Wohnbaus geplant und ausgeführt sein.  

(5) Für Gebäude zur Beherbergung von Gästen mit mehr als 50 Gästebetten gilt Abs. 3 lit. a, b, c und d 
sinngemäß. Weiters muss zumindest ein Gästezimmer und ab jeweils weiteren 100 Gästebetten je ein 
weiteres Gästezimmer barrierefrei geplant und ausgeführt sein. 

Kärnten - Bauvorschriften § 39 Barrierefreie Gestaltung von baulichen Anlagen 
(1) Folgende bauliche Anlagen sind so barrierefrei zu planen und auszuführen, dass die für Besucher und 

Kunden bestimmten Teile auch für Kinder, ältere Personen und Personen mit Behinderungen gefahrlos und 
tunlichst ohne fremde Hilfe zugänglich sind: 

a) Gebäude für öffentliche Zwecke (zB Behörden und Ämter); 
b) Gebäude für Bildungszwecke (zB Kindergärten, Schulen, Hochschulen, Volksbildungseinrichtungen); 

c) Handelsbetriebe mit Waren des täglichen Bedarfs; 
d) Banken; 
e) Gesundheits- und Sozialeinrichtungen, Alters- und Pflegeheime; 
f) Arztpraxen und Apotheken; 

g) öffentliche Toiletten; 
h) sonstige bauliche Anlagen, die allgemein zugänglich und für mindestens 50 Besucher oder Kunden 

ausgelegt sind. 

(2) Zur Erfüllung der Anforderungen gemäß Abs. 1 müssen insbesondere 

a) mindestens ein Eingang, und zwar der Haupteingang oder ein Eingang in dessen unmittelbarer Nähe, 
stufenlos erreichbar sein;  

b) in Verbindungswegen Stufen, Schwellen und ähnliche Hindernisse grundsätzlich vermieden werden; 
unvermeidbare Niveauunterschiede sind durch entsprechende Rampen, Aufzüge oder andere 
Aufstiegshilfen zu überwinden oder auszugleichen; 

c) notwendige Mindestbreiten für Türen und Gänge eingehalten werden; 
d) eine dem Verwendungszweck entsprechende Anzahl von behindertengerechten Sanitärräumen 

errichtet werden. 

(3) Für Gebäude mit mehr als vier Wohneinheiten – mit Ausnahme von Reihenhäusern – gilt Abs. 2 lit. a; ein 
gemäß § 33 Abs. 3 zu errichtender Personenaufzug muss stufenlos erreichbar sein. 

(4) Für Gebäude mit mehr als zehn Wohneinheiten gilt Abs 2 lit. a, b und c; ein gemäß § 33 Abs. 3 zu 
errichtender Personenaufzug muss stufenlos erreichbar sein. Wohnungen in solchen Gebäuden müssen 
nach den Grundsätzen des anpassbaren Wohnbaus geplant und ausgeführt werden. 

(5) Ab 10 PKW-Stellplätzen ist für je 50 PKW-Stellplätze, die gemäß § 18 Abs 5 der Kärntner Bauordnung 1996 
in der jeweils geltenden Fassung vorgeschrieben werden, ein leicht zugänglicher PKWStellplatz für 
Personen mit Behinderungen vorzusehen. 

Plesskott
Hervorheben



Seite 3 von 8  Stand 20.12.2017 

(6) PKW-Stellplätze für Personen mit Behinderungen sind in der Nähe des Eingangs zum Gebäude anzuordnen. 
PKW-Stellplätze in Garagen für Personen mit Behinderungen müssen stufenlos erreichbar sein. 

Vorarlberg - Bautechnikverordnung § 34 Barrierefreie Gestaltung von Bauwerken 
(1) Folgende Bauwerke müssen so barrierefrei geplant und ausgeführt sein, dass die für Besucher und Kunden 

bestimmten Teile auch für Kinder, ältere Personen und Personen mit Behinderungen gefahrlos und 
tunlichst ohne fremde Hilfe zugänglich sind: 

a) Bauwerke für öffentliche Zwecke (z.B. Behör und Ämter), 
b) Bauwerke für Bildungszwecke (z.B. Kindergärten, Schulen, Hochschulen, Volksbildungseinrichtungen), 

c) Handelsbetriebe mit Waren des täglichen Bedarfs, 
d) Banken, 
e) Gesundheits- und Sozialeinrichtungen, 
f) Arztpraxen und Apotheken, 

g) öffentliche Toiletten, 
h) Garagen mit mehr als 50 Einstellplätzen, 
i) sonstige Bauwerke, die allgemein zugänglich und für mindestens 75 Besucher oder Kunden ausgelegt 

sind. 

(2) Zur Erfüllung der Anforderungen gemäß Abs. 1 müssen insbesondere 

a) mindestens ein Eingang, und zwar der Haupteingang oder ein Eingang in dessen unmittelbarer Nähe, 
stufenlos erreichbar sein, 

b) in Verbindungswegen Stufen, Schwellen und ähnliche Hindernisse grundsätzlich vermieden werden; 
unvermeidbare Niveauunterschiede sind durch entsprechende Rampen, Aufzüge oder andere 
Aufstiegshilfen zu überwinden oder auszugleichen, 

c) notwendige Mindestbreiten für Türen und Gänge eingehalten werden, 
d) eine dem Verwendungszweck entsprechende Anzahl von behindertengerechten Toiletten errichtet 

werden 

OÖ - Bautechnikgesetz, § 31 Barrierefreie Gestaltung von Bauwerken 
(1) Folgende Bauwerke müssen so barrierefrei geplant und ausgeführt sein, dass die für Besucherinnen und 

Besucher sowie Kundinnen und Kunden bestimmten Teile auch für Kinder, ältere Personen und Personen 
mit Beeinträchtigungen gefahrlos und möglichst ohne fremde Hilfe zugänglich sind: 

1. Bauwerke für öffentliche Zwecke (zB Behörden und Ämter); 

2. Bauwerke für Bildungszwecke (zB Kinderbetreuungseinrichtungen, Schulen, Hochschulen); 
3. Handelsbetriebe mit Konsumgütern; 
4. Banken; 
5. Gesundheits- und Sozialeinrichtungen; 
6. Arztpraxen und Apotheken; 

7. öffentliche Toiletten; 
8. Gastgewerbebetriebe mit mehr als 25 Verabreichungsplätzen; 
9. Beherbergungsbetriebe mit mehr als 20 Betten; 
10. Betriebs- und Bürogebäude; 

11. Kultur- und Sportstätten; 
12. Garagen mit mehr als 1.000 m² Nutzfläche; 
13. sonstige Bauwerke, die allgemein zugänglich und für mindestens 50 Besucherinnen und Besucher oder 

Kundinnen und Kunden ausgelegt sind. 
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(2) In Gebäuden mit mehr als drei Wohnungen, außer bei verdichteter Flachbauweise, sind die Wohnungen so 
zu planen und auszuführen, dass sie gegebenenfalls mit minimalem Aufwand barrierefrei ausgestaltet 
werden können (anpassbarer Wohnbau); die Verpflichtung zur Errichtung eines Personenaufzugs besteht 
nur im Rahmen des § 25 Abs. 3. 

(3) Bei Bauwerken mit Arbeitsplätzen sind jene Gebäudeteile, in denen eine Beschäftigung von Menschen mit 
Beeinträchtigungen in Betracht kommt, so zu planen und auszuführen, dass sie gegebenenfalls mit 
minimalem Aufwand barrierefrei ausgestaltet werden können (anpassbare Arbeitsstätte). 

(4) Die Verpflichtung gemäß Abs. 1 bis 3 gilt 

1. beim Neubau von Bauwerken und 
2. bei Zu- und Umbauten, anzeigepflichtigen Änderungen von Bauwerken sowie bewilligungs- und 

anzeige-pflichtigen Verwendungszweckänderungen nur für die jeweils betroffenen Teile. 

(5) Zur Erfüllung der Anforderungen gemäß Abs. 1 bis 3 müssen insbesondere 

1. mindestens ein Eingang, und zwar der Haupteingang oder ein Eingang in dessen unmittelbarer Nähe, 
stu-fenlos erreichbar sein, 

2. in Verbindungswegen Stufen, Schwellen und ähnliche Hindernisse grundsätzlich vermieden werden; un-
vermeidbare Niveauunterschiede sind durch entsprechende Rampen, Aufzüge oder andere 
Aufstiegshilfen zu überwinden oder auszugleichen, 

3. notwendige Mindestbreiten für Türen und Gänge eingehalten werden sowie 

4. eine dem Verwendungszweck entsprechende Anzahl von barrierefreien Sanitärräumen errichtet 
werden. 

(6) Bauliche Anlagen, die ganz oder überwiegend für eine Benützung durch Personen mit Beeinträchtigungen 
bestimmt sind, sind entsprechend der Art der auszugleichenden Beeinträchtigung barrierefrei zu planen 
und auszuführen. 

STMK - Baugesetz § 76 (11) (12) (18) Barrierefreie Gestaltung von Bauwerken 
(1) Folgende Bauwerke (Neubauten) müssen so geplant und ausgeführt sein, dass die für Besucher und 

Kunden bestimmten Teile auch für Kinder, ältere Personen und Personen mit Behinderungen gefahrlos und 
tunlichst ohne fremde Hilfe zugänglich sind: 

1. Bauwerke für öffentliche Zwecke (z. B. Behörden und Ämter), 
2. Bauwerke für Bildungszwecke (z. B. Kindergärten, Schulen, Hochschulen, Volksbildungseinrichtungen), 

3. Handelsbetriebe mit Konsumgütern des täglichen Bedarfs, 
4. Banken, 
5. Gesundheits- und Sozialeinrichtungen, 
6. Arztpraxen und Apotheken, 
7. öffentliche Toiletten sowie 

8. sonstige Bauwerke, die allgemein zugänglich und für eine gleichzeitige Anwesenheit von mindestens 50 
Besucher oder Kunden ausgelegt sind. 

(2) Zur Erfüllung der Anforderungen gemäß Abs. 1 müssen insbesondere 

1. mindestens ein Eingang, möglichst der Haupteingang, stufenlos erreichbar sein, 
2. in Verbindungswegen Stufen, Schwellen und ähnliche Hindernisse grundsätzlich vermieden werden; 

unvermeidbare Niveauunterschiede sind durch entsprechende Rampen, Aufzüge oder andere 
Aufstiegshilfen zu überwinden oder auszugleichen, 

3. notwendige Mindestbreiten für Türen und Gänge eingehalten werden, 
4. eine dem Verwendungszweck entsprechende Anzahl von behindertengerechten Sanitärräumen 

errichtet werden. 
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(3) Bei Zu- und Umbauten von Bauwerken gemäß Abs. 1 Z. 1 und Z. 2 sind diese und auch die bestehenden 
baulichen Anlagen barrierefrei auszubilden, sofern hiedurch hinsichtlich des baulichen Bestandes keine im 
Vergleich zu den Kosten der Baumaßnahme unverhältnismäßig hohen Mehraufwendungen entstehen. 

(4) In Wohngebäuden (Neubauten und solche, die durch Nutzungsänderungen entstehen) mit mehr als drei 
Wohnungen sind mindestens 25 % der Gesamtwohnnutzfläche sowie mindestens 25 % der Anzahl der 
Wohnungen nach den Grundsätzen für den anpassbaren Wohnbau zu planen und zu errichten. Für den 
anpassbaren Wohnbau müssen jedenfalls die Anforderungen nach Abs. 2 Z. 1 und 3 eingehalten werden. 
(12) (18)  

Wien - Bauordnung § 115. Barrierefreie Gestaltung von Bauwerken 
(1) Folgende Bauwerke oder Bauwerksteile müssen so barrierefrei geplant und ausgeführt sein, dass die für 

Besucher und Kunden bestimmten Teile auch für Kinder, ältere Personen und Personen mit Behinderungen 
gefahrlos und tunlichst ohne fremde Hilfe zugänglich sind: 

1. Bauwerke mit Aufenthaltsräumen, mit Ausnahme von 
a) Gebäuden mit nur einer Wohnung, 
b) Wohngebäuden mit einer Gebäudehöhe von höchstens 7,50 m, die nicht mehr als zwei Wohnungen 

enthalten und in denen für Betriebs- oder Geschäftszwecke höchstens ein Geschoß in Anspruch 
genommen wird, 

c) Reihenhäusern, 
2. Bauwerke für öffentliche Zwecke (zB Behörden und Ämter); 

3. Bauwerke für Bildungszwecke (zB Kindergärten, Schulen, Hochschulen, Volksbildungseinrichtungen); 
4. Bauwerke mit Versammlungsräumen; 
5. Veranstaltungs- und Sportstätten; 
6. Handelsbetriebe mit Konsumgütern des täglichen Bedarfs; 
7. Banken; 

8. Kirchen; 
9. Gesundheits- und Sozialeinrichtungen; 
10. Arztpraxen und Apotheken; 
11. öffentliche Toiletten; 

12. sonstige Bauwerke, die allgemein zugänglich und für mindestens 50 Besucher oder Kunden ausgelegt 
sind. 

(2) Zur Erfüllung der Anforderungen gemäß Abs. 1 müssen insbesondere 

1. mindestens ein Eingang, und zwar der Haupteingang oder ein Eingang in dessen unmittelbarerNähe, 
stufenlos erreichbar sein, 

2. in Verbindungswegen Stufen, Schwellen und ähnliche Hindernisse grundsätzlich vermieden werden; 
unvermeidbare Niveauunterschiede sind durch entsprechende Rampen, Aufzüge oder andere 
Aufstiegshilfen zu überwinden oder auszugleichen, 

3. notwendige Mindestbreiten für Türen und Gänge eingehalten werden, 
4. eine dem Verwendungszweck entsprechende Anzahl von behindertengerechten Sanitärräumen 

errichtet werden. 

(3) Für Montagehallen, Lagerhallen, Werkstätten in Industriebauwerken u. ä. ist Vorsorge zu treffen, dass sie 
für behinderte Menschen gefahrlos und barrierefrei zugänglich und benützbar sind.  

(4) Die Anforderungen gemäß Abs. 2 und 3 sind auch für Zu- oder Umbauten zu erfüllen. Durch sonstige 
Baumaßnahmen darf der Zustand des Bauwerks hinsichtlich seiner barrierefreien Gestaltung jedenfalls 
nicht verschlechtert werden. 
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(5) Bei Unterteilungen eines Bauwerks in Brandabschnitte (Stiegen) mit einem oder mehreren diesen 
zugeordneten selbstständigen Eingängen sind die Anforderungen gemäß Abs. 2 und 3 für jeden einzelnen 
Brandabschnitt zu erfüllen. 

(6) Werden außerhalb eines Bauwerks im Zuge von Verkehrswegen, die der Erreichbarkeit des Bauwerks von 
den öffentlichen Verkehrsflächen dienen, einzelne Stufen errichtet, ist dieser Höhenunterschied zusätzlich 
neben der Stufe durch eine Rampe mit einer lichten Durchgangsbreite von mindestens 1 m zu überbrücken. 

(7) In Bauwerken gemäß Abs. 1 Z 2, 3 und 9 sind in jedem Geschoß Toiletten für behinderte Menschen 
anzuordnen.  

BGL - Bauverordnung § 30 Barrierefreie Gestaltung von Bauwerken 
(1) Folgende Bauwerke müssen so barrierefrei geplant und ausgeführt sein, dass die für Bewohnerinnen und 

Bewohner, Besucherinnen und Besucher, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Kundinnen und Kunden 
bestimmten Teile auch für Kinder, ältere Personen und Personen mit Behinderungen gefahrlos und 
tunlichst ohne fremde Hilfe zugänglich sind, wobei diese Mindestanforderungen auch bei Umbau-, Zubau- 
und Sanierungsmaßnahmen der im Sinne der Z 1 bis 12 gewidmeten Räumlichkeiten einzuhalten sind: 

1. Bauten für öffentliche Zwecke (zB Behörden und Ämter), 

2. Bauten für Bildungszwecke (zB Kindergärten, Schulen, Hochschulen, Volksbildungseinrichtungen), 
3. Veranstaltungsstätten, 
4. Hotels und Gaststätten, 
5. Handelsbetriebe mit Konsumgütern des täglichen Bedarfs, 

6. Banken, 
7. Gesundheits- und Sozialeinrichtungen, 
8. Thermalbäder, Kuranstalten, Hallenbäder, 
9. Arztpraxen und Apotheken, 
10. öffentliche Toiletten, 

11. Wohnheime und Wohnhäuser im Sinne des § 3 Z 4 und 7 des Burgenländischen 
Wohnbauförderungsgesetzes 2005, LGBl. Nr. 1, in der jeweils geltenden Fassung, für die um Förderung 
angesucht werden soll, sowie 

12. sonstige Bauten, die allgemein zugänglich und für mindestens 50 Besucherinnen und Besucher oder 
Kundinnen und Kunden ausgelegt sind. 

(2) Zur Erfüllung dieser Mindestanforderungen müssen 

1. bei den in Abs. 1 Z 1 bis 8 sowie Z 12 genannten Bauvorhaben: 
a) mindestens ein Eingang, und zwar der Haupteingang oder ein Eingang in dessen unmittelbarer Nähe, 

stufenlos erreichbar sein, 

b) in Verbindungswegen Stufen, Schwellen und ähnliche Hindernisse grundsätzlich vermieden werden; 
unvermeidbare Niveauunterschiede sind durch entsprechende Rampen, Aufzüge oder andere 
Aufstiegshilfen zu überwinden oder auszugleichen, 

c) notwendige Mindestbreiten für Gänge und Türen eingehalten werden, 
d) eine dem Verwendungszweck entsprechende Anzahl von behindertengerechten Sanitärräumen 

eingerichtet werden sowie 

e) eine dem Verwendungszweck entsprechende Anzahl von behindertengerechten Stellplätzen für 
Personenkraftwagen vorgesehen werden; 

2. bei den in Abs. 1 Z 9 und Z 10 genannten Bauvorhaben die in Abs. 2 Z 1 lit. a bis d aufgezählten 
Mindestanforderungen eingehalten werden; 

3. bei den in Abs. 1 Z 11 genannten Bauvorhaben: 
a) mindestens ein Eingang, und zwar der Haupteingang oder ein Eingang in dessen unmittelbarer Nähe, 

stufenlos erreichbar sein, 
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b) in Verbindungswegen Stufen, Schwellen und ähnliche Hindernisse grundsätzlich vermieden werden; 
unvermeidbare Niveauunterschiede sind durch entsprechende Rampen, Aufzüge oder andere 
Aufstiegshilfen zu überwinden oder auszugleichen, 

c) notwendige Mindestbreiten der Gänge und Türen, insbesondere bei den gemeinsamen Anlagen sowie 
der Wege in den Außenanlagen eingehalten werden, sowie 

d) bei mehr als sechs Wohneinheiten in einem Wohnhaus 
aa) mindestens ein behindertengerechter Stellplatz für Personenkraftwagen für jeweils zehn 

angefangene Wohneinheiten vorgesehen werden, 

bb) die stufenlose Erreichbarkeit von mindestens einem Drittel der Wohneinheiten oder der Einbau 
eines rollstuhlgerechten Personenaufzuges vorgesehen werden, wobei der Personenaufzug auf 
allen Ebenen niveaugleich erreichbar sein muss und die Aufstellflächen vor den Lifttüren ebenfalls 
rollstuhlgerecht dimensioniert sein müssen, sowie 

cc) das unter sub.lit. bb angeführte niveaugleich erreichbare Drittel der Wohneinheiten bzw. ein 
Drittel der Wohneinheiten in den Wohnhausanlagen, in denen ein rollstuhlgerechter 
Personenaufzug im Sinne der sub.lit. bb eingebaut ist, dahingehend behindertengerecht 
ausgestaltet sein, dass jedenfalls die notwendigen Mindestbreiten der Gänge und Türen 
eingehalten werden und die Schaffung eines Sanitärraums mit ausreichenden Bewegungsflächen 
durch Herausnahme einer nicht tragenden Zwischenwand möglich ist. 

(3) Bei Umbau-, Zubau- und Sanierungsmaßnahmen ist von den Mindestanforderungen nach Abs. 1 und 2 
abzusehen, wenn das Verhältnis der Kosten zur Herstellung der Barrierefreiheit im Vergleich zu den 
Gesamtkosten unangemessen erscheint oder wenn hiedurch unbillige Härtefälle entstehen. Von den 
Mindestanforderungen betreffend die Errichtung barrierefreier Stellplätze für Personenkraftwagen ist 
abzusehen, wenn deren Errichtung auf Eigengrund entweder auf Grund der Grundstücksgröße oder 
Bebauungsweise nicht möglich oder auf Grund der Lage des Bauvorhabens, zB in einer Fußgängerzone, 
nicht zweckmäßig ist. 

Salzburg - Bautechnikgesetzt  
(1) Bauliche Anlagen oder deren Teile, 

1. die öffentlichen Zwecken (Unterbringung von Behörden udgl) dienen, 

2. die Bildungszwecken (Kindergärten, Schulen, Hochschulen, Erwachsenenbildungseinrichtungen udgl) 
dienen, 

3. in denen Handelsbetriebe, Geldinstitute, Gesundheits- und Sozialeinrichtungen, Arztpraxen, Apotheken 
udgl untergebracht sind, 

4. in denen öffentliche Toiletten untergebracht sind oder 

5. die sonst allgemein zugänglich und für mindestens 50 Besucher oder Kunden ausgelegt sind, müssen 
derart barrierefrei geplant und ausgeführt sein, dass sie für Besucher oder Kunden gefahrlos und 
möglichst ohne fremde Hilfe zugänglich sind. Dabei ist entsprechend dem Verwendungszweck auch auf 
Anforderungen von Kindern, älteren Menschen und Menschen mit Behinderung Bedacht zu nehmen. 

(2) Zur Erfüllung der Anforderungen nach Abs 1 müssen: 

1. mindestens ein Eingang, und zwar der Haupteingang oder ein Eingang in dessen unmittelbarer Nähe, 
stufenlos erreichbar sein; 

2. im Bereich von Verbindungswegen Stufen, Schwellen und ähnliche Hindernisse möglichst vermieden 
werden; unvermeidbare Niveauunterschiede sind durch Rampen, Aufzüge oder andere Aufstiegshilfen 
zu überwinden oder auszugleichen; 

3. Türen und Gänge die notwendigen Mindestbreiten aufweisen; und 

4. eine dem Verwendungszweck entsprechende Anzahl von behindertengerechten Sanitärräumen 
vorhanden sein. 
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(3) Für bauliche Anlagen mit mehr als fünf Wohnungen gilt Abs 2 Z 1 bis 3. Darüber hinaus sind diese 
Wohnungen so zu planen und auszuführen, dass sie gegebenenfalls mit vertretbarem Aufwand barrierefrei 
ausgestaltet werden können. Die Verpflichtung zur Errichtung eines Aufzugs richtet sich nach § 28 Abs 3. 

Plesskott
Hervorheben




